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Kern: Grün-Rot soll auf die pädagogische Bevormundung der Realschule
verzichten

In einer Landtagsdebatte über die Zukunft der Realschule rief der bildungspolitische Sprecher der FDP-
Landtagsfraktion, Dr. Timm Kern, die grün-rote Landesregierung auf, auf deren pädagogische
Bevormundung zu verzichten.

Kern sagte wörtlich: „Die Landesregierung knüpft die bessere Ausstattung der Realschulen an die
Bedingung, dass diese ihre eigenen pädagogischen Grundsätze zugunsten der
Gemeinschaftsschulpädagogik über den Haufen werfen. Nachdem es durch die Vordertür nicht geklappt
hat und die Realschulen sich bei der Einführung der Gemeinschaftsschule ‚bockig‘ gezeigt haben,
versucht Grün-Rot nun, den Realschulen ihre pädagogische Überzeugung, mithin ihre pädagogische
Freiheit, mit Lehrerwochenstunden abzukaufen. Diese Entmündigung der Realschulen durch die
Hintertür ist nicht nur in höchstem Maße unfair, sondern auch demotivierend für Eltern, Lehrer und
Schüler, Schulleitungen und Schulträger, die nun gegen ihre Überzeugungen handeln müssen. Deshalb
fordert die FDP-Fraktion die Landesregierung auf, auf Heterogenitätszwang, Differenzierungsquoten,
Verbot von Sitzenbleiben und die Abschaffung von Noten in der Orientierungsstufe der Realschule zu
verzichten.“

Nicht zuletzt aufgrund der von Grün-Rot überstürzt abgeschafften verbindlichen Grundschulempfehlung
habe die Heterogenität der Begabungen und Leistungsvermögen unter den Schülern an der Realschule
stark zugenommen, so Kern. „Gerade vor diesem Hintergrund müsste ein Unterstützungskonzept für die
Realschule doch gerade Differenzierung zulassen oder sogar fördern. Wenn die Realschulen nun auch
regulär den Hauptschulabschluss anbieten können, sollte, so würde man erwarten, auch schon bei der
Vorbereitung auf die beiden Abschlüsse differenziert werden können. Das heißt, es würde ein
Realschulbildungsgang und ein Hauptschulbildungsgang oder eine Art integrierte Gesamtschule gebildet,
bei der in einzelnen Fächern eine Differenzierung nach Leistungsniveaus vorgenommen werden könnte.
Aber nichts dergleichen: Eine Differenzierung soll laut Kultusminister eher die Ausnahme als die Regel
sein.“

Es stelle sich die Frage, so Kern, warum die Entscheidung, ob und ab wann ein Kurs auf den
Hauptschulabschluss und ein anderer auf den Realschulabschluss vorbereiten, nicht den Lehrerinnen
und Lehrern überlassen werde. Sie könnten das Leistungsvermögen ihrer Schüler doch am besten
beurteilen können. „Es stellt sich hier der Verdacht, dass der Kultusminister den Lehrern im Land
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misstraut. Er befürchtet offensichtlich, dass die Lehrer im Land das tun werden, was ihrer Meinung nach
den Schülern nützt, und nicht, was Grün-Rot vielleicht gerne hätte: Alle Schulen und alle Schüler aus
nicht nachvollziehbaren Gründen in zwei Säulen einpferchen, von denen eine immer integrativ
unterrichtet und die andere differenziert. Die Praktiker an den Schulen werden aber immer das Wohl des
Schülers über ideologische Wunschvorstellungen der Regierung stellen. Und das ist auch gut so!“, sagte
Kern.

Der FDP-Abgeordnete resümierte: „Das so genannte ‚Weiterentwicklungskonzept für die Realschulen‘
macht einmal mehr die Notwendigkeit eines stabilen Schulfriedens in Baden-Württemberg deutlich: Es
kann nicht gut sein, wenn eine Landesregierung ihr schulisches Lieblingskind durchdrücken will und dazu
Strukturen nach eigenem Gutdünken ändert und Ressourcen entsprechend den eigenen Vorlieben
zuteilt. Die am Bildungswesen Beteiligten bräuchten das Gegenteil: verlässliche Rahmenbedingungen
und eine faire wie auskömmliche Ausstattung ihrer Schule mit Personal- und Finanzmitteln. Und die
Menschen in unserem Land erwarten zu Recht von ihren gewählten Vertretern einen Einsatz für einen
stabilen Schulfrieden.“


